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Vorwort 

Das klassische Ordnungsrecht hat immer wieder auf neue Entwicklungen zu 
reagieren und damit seine Funktionsfähigkeit unter Beweis zu stellen. Das Thema 
Grubengas erlangte in den letzten Jahren aufgrund der Zechenstilllegungen in den 
Steinkohlenrevieren zunehmende Bedeutung. Von der untertägigen Steinkohlenge-
winnung freigesetzte und diffus  an der Tagesoberfläche austretende Grubengase 
gefährden zunehmend Menschen und Sachgüter. Das der Steinkohle und dem 
Nebengestein beisitzende Grubengas desorbiert auch nach der Stilllegung eines 
Steinkohlenbergwerks. Das Gas sammelt sich im Grubengebäude an, strömt von 
dort über geeignete Fließwege an die Erdoberfläche  und kann mit dem Eintritt in die 
Atmosphäre auch das Klima negativ beeinflussen (Treibhauseffekt).  Es ist nicht aus-
zuschließen, dass sich zukünftig durch die Einstellung der Wasserhaltung und des 
folgenden Grubenwasseranstieges unkontrollierte Gasaustritte an der Tagesoberflä-
che häufen. 

Aus rechtlicher Sicht stellt sich vor allem das Problem des Verantwortlichen. Haf-
tet der jetzige bzw. der frühere  Bergwerksbetreiber? Besteht auch eine Verantwort-
lichkeit des Grundstückseigentümers als Zustandsstörer? In welchem Ausmaß 
müssen Anhaltspunkte für eine Gefährdung gegeben sein, um Maßnahmen der 
Gefahrenabwehr  oder ggf. auch der Gefahrenvorsorge  auszulösen? Wo liegen die 
Grenzen? Ist auch derjenige verpflichtet,  der sich vorher getreu der ihm erteilten 
Genehmigung verhalten hat oder dessen Bergbauaktivitäten bereits Jahrzehnte 
zurückliegen? Wie können Verwaltung und potenziell Verantwortliche kooperieren? 

Diese Fragen sind Gegenstand der Untersuchung, die ich für das Land Nordrhein-
Westfalen angefertigt  habe. Für seine wertvolle Mitwirkung hieran danke ich sehr 
herzlich Herrn Michael Kummermehr, für die wie immer sorgfältige Formatierung 
Frau Claudia Schütt, Μ . Α., für die Aufnahme in sein Verlagsprogramm Herrn Pro-
fessor Norbert Simon. 

Aachen, im Juni 2001 Walter  Frenz 
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Einführung 

Grubengas ist ein vorwiegend im Steinkohlenbergbau beim Abbau von Kohlen-
flözen freigesetztes Methan (CH4). In der Kohlelagerstätte stellt es eine dauerhafte 
Explosionsgefahr dar, die die Grubenbaue in ihrer Sicherheit beeinträchtigt. Durch 
die Bewetterung der Grubenbaue muss deshalb der Methangehalt unter 1 % gehal-
ten werden, damit keine explosionsfähigen Gemische (bergmännisch: schlagende 
Wetter) entstehen können, die 4-15 % CH4 enthalten. Andernfalls ist unter Tage eine 
gezielte Absaugung erforderlich. 

Am 7.11.1999 machte das WDR-Fernsehen in seinem Beitrag „Gefahr durch 
Grubengas" für das Nachrichtenmagazin Westpol die Öffentlichkeit  auf über Tage 
ausströmendes Grubengas, das von alten Bergbaubetrieben stammt, aufmerksam. 
Zum Teil tritt das Gas an stillgelegten Schächten aus, zum Teil diffundiert  es an die 
Oberfläche. Das zuständige Landesoberbergamt in Dortmund kennt das Problem 
schon länger. Dass das entflammbare Gas aber jetzt an die Oberfläche tritt, stellt ein 
nicht zu unterschätzendes ordnungsrechtliches Problem dar, treten doch ernsthafte 
Gefährdungen für ordnungsrechtlich geschützte Rechtsgüter wie Leib, Leben und 
Eigentum an der Oberfläche auf. 

Der Schwerpunkt der Grubengasproblematik betrifft  dann auch diese Ausgasun-
gen, die an die Oberfläche gelangen und somit das Leben und die Gesundheit der 
Bevölkerung gefährden. Diese Ausgasungen finden vielfach erst dann statt, wenn 
das Bergwerk stillgelegt ist und keine Fördertätigkeit mehr stattfindet. Insofern 
greift  das bergrechtliche Regime nicht mehr ein. Dadurch fällt die Verantwortlich-
keit nicht automatisch auf Personen, die verantwortliche Personen nach § 58 
BBergG sind. Es müssen vielmehr andere Zurechnungswege - namentlich die des 
Ordnungsrechtes - beschnitten werden. 

Zwar hat das „Problem" auch seine positive Seite, weil ein Teil des Gases mit-
tels Gasabsauganlagen gesammelt und einer energetischen Nutzung zugeführt 
werden kann. CH4-Gas gilt nämlich als effektiver  Energieträger. So wird das Gas 
bereits auf den ehemaligen Schachtanlagen Mont-Cenis in Herne und Minister 
Achenbach in Lünen-Brambauer in Block-Heizkraftwerken  verwertet. Auch inso-
fern stellen sich rechtliche Anschlussfragen, insbesondere darüber, ob die Nutzung 
dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung, der den Umweltsektor immer stär-
ker dominiert,1 entspricht bzw. durch diesen Grundsatz beflügelt wird.2 Drängen-

1 Siehe Kloepfer,  Umweltrecht, S.67; Frenz!Unnerstall,  Nachhaltige Entwicklung im Euro-
parecht, S. 51 ff. 



14 Einführung 

der ist freilich das ordnungsrechtliche Problem. Hier stellen sich Fragen des an-
wendbaren Rechts, der Verantwortlichkeit für die Gefahrbeseitigung und ihrer 
Grenzen. 

2 Frenz!Kummermehr,  DVB1. 2000, 451 (457). 



§ 1 Die Frage des anwendbaren Rechts 

A. Hintergrund 

Vorbehaltlich des Vorliegens einer Eilzuständigkeit der Polizeibehörden, die sich 
in Nordrhein-Westfalen  nach § 1 Abs. 1 Satz 3 PolG NRW1 richtet, ist zunächst zu 
erörtern, ob die Grubengasproblematik einem speziellen Rechtsregime unterfällt. 

B. Das Kreislaufwirtschafts-  und Abfallgesetz 

Das Kreislaufwirtschafts-  und Abfallgesetz ist nicht einschlägig. Nach § 2 Abs. 2 
Nr. 5 KrW-/AbfG ist das Gesetz auf nicht in Behälter gefasste gasförmige Stoffe  un-
anwendbar.2 Das Grubengas tritt in seinem Naturzustand auf und unterfällt  damit 
nicht dem Kreislaufwirtschafts-  und Abfallgesetz. Selbst wenn es aber eingefasst 
ist, erfüllt  es nicht den Abfallbegriff  dieses Gesetzes. Schließlich ergeben sich aus 
dem Kreislaufwirtschafts-  und Abfallgesetz auch keine Nachsorgepflichten für still-
gelegte Bergbaubetriebe, sondern nur für Abfallbeseitigungsanlagen (§ 36 
KrW-/AbfG). 

C. Bundes-Immissionsschutzgesetz 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz hält zur Grubengasproblematik nur in be-
grenztem Umfang ein spezielles Pflichtenregime parat. Dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz unterfallen gemäß seinem § 2 Abs. 1 Nr. 1 das Errichten und der Be-
trieb von Anlagen nach § 3 Abs. 5 BImSchG. 

Soweit Anlagen des Bergwesens einer immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung bedürfen,3 werden sie nicht bereits mit dem bergrechtlichen Betriebsplan le-
galisiert, es sei denn, der Betriebsplan ergeht im Planfeststellungsverfahren  (vgl. 
§ 57 a Abs. 2 Satz 1 BBergG). Als immissionsschutzrechtliche Pflicht kommt hier 
die Nachsorgepflicht des § 3 Abs. 5 BImSchG in Betracht. Anlagen des Bergwesens 
bedürfen aber gem. § 4 Abs. 2 BImSchG einer immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migung nur, sofern sie über Tage errichtet und betrieben werden. Damit richten sich 

1 Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fassung vom 24.2.1990, GV NRW 
S. 70, ber. GVNRW 1990, S. 580; §§ 4,5,37 geändert durch Gesetz vom 24.11.1992, GVNRW 
S.446. 

2 Dazu Frenz,  KrW-/AbfG, § 2 Rn. 19. 
3 Näher Frenz,  Abfallverwertung im Bergbau, S.59f. 


